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Städte- und Gemeindebund wählt neuen Präsidenten: 

Lutz Trümper und Bernward Küper 
neue Spitze beim Städte- und Gemeindebund 

 

Dessau/Magdeburg.- Der Magdeburger Oberbürgermeister Dr. Lutz Trümper ist 

neuer Präsident des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (SGSA). In einer 

Delegiertenversammlung in Dessau-Roßlau wählten die Vertreter der SGSA-

Kreisverbände Trümper zum Nachfolger des aus Altersgründen ausgeschiedenen 

ehemaligen Haldenslebener Bürgermeisters Norbert Eichler. Neuer Erster Vizepräsi-

dent wurde der Oberbürgermeister der Stadt Naumburg(Saale), Bernward Küper, der 

die Funktion des ehemaligen Oberbürgermeisters von Quedlinburg, Dr. Eberhard 

Brecht, übernahm.  

 

Neu in das Präsidium nachgewählt wurden außerdem Andreas Dittmann (Zerbst), 

Mandy Zepig (Gardelegen), Norman Klebe (Arendsee), Nico Schulz (Osterburg) und 

Udo Mänicke (Freyburg). Neue stellvertretende Mitglieder des Präsidiums sind 

Frank Ruch (Quedlinburg) und Robby Risch (Weißenfels). Andreas Dittmann wurde 

zugleich zum Vizepräsidenten des Verbandes gewählt. 

 

Als eine der wichtigsten Aufgaben der nächsten Monate bezeichnete der neu gewähl-

te Präsident Dr. Lutz Trümper den Finanzausgleich für Sachsen-Anhalt. „Vor allem 

mit Blick auf die vielen zusätzlichen Leistungen der Kommunalverwaltungen brau-
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chen wir in den nächsten Jahren einen Finanzausgleich, der den neuen Herausforde-

rungen gerecht wird,“ betonte Trümper. „Wir können nicht mit einem System weiter-

fahren, das unsere kommunalen Verwaltungen erdrosselt“. Vor allem die neuen Auf-

gaben bei der Integration von Flüchtlingen erforderten einen Finanzrahmen, den der 

derzeitige Finanzausgleich nicht bieten könne, betonte Trümper. „Beim Aufwuchs 

von Kosten, die unvermeidbar sind, muss das System schneller und verlässlicher 

werden“. 

 

 


